
Aktenzeichen: 3 AZR 446/94
Bundesarbeitsgericht 3. Senat Urteil vom 25. April 1995

- 3 AZR 446/94 -
I. Arbeitsgericht Elmshorn

Urteil vom 11. Mai 1993 
- 3a Ca 1607/92 -

II. Landesarbeitsgericht 
Schleswig-Holstein

Urteil vom 02. Februar 1994 
- 2 (5) Sa 267/93 -

Für die Fachpresse 
Für das Bundesarchiv
Für die Amtliche Sammlung: Nein

: Ja 
: Nein

Entscheidungsstichwort:
Gleichbehandlung in der betrieblichen Altersversorgung

BGB § 242 Gleichbehandlung; MTB II § 44; Satzung der Versor­
gungsanstalt des Bundes und der Länder § 17

1. Der arbeitsrechtliche Gleichbehandlungsgrundsatz ist ver­
letzt, wenn der Arbeitgeber einzelne Arbeitnehmer gegenüber 
anderen Arbeitnehmern in vergleichbarer Lage sachfremd 
schlechterstellt. Bildet der Arbeitgeber Gruppen von begün­
stigten und benachteiligten Arbeitnehmern, muß diese Gruppen­
bildung sachlichen Kriterien entsprechen (ständige Rechtspre­
chung des Bundesarbeitsgerichts, vgl. zuletzt Senatsurteil 
vom 22. November 1994 - 3 AZR 349/94 - zur Veröffentlichung 
vorgesehen).
2. Der arbeitsrechtliche Gleichbehandlungsgrundsatz ist immer 
dann anwendbar, wenn ein Arbeitgeber seine betriebliche Rege- 
lungs- und Ordnungsaufgabe eigenständig wahrnimmt. Dies kann 
auch dadurch geschehen, daß er mit einem Teil seiner Arbeit­
nehmer die Anwendbarkeit eines Tarifvertrages und damit die 
Geltung der sich daraus ergebenden Rechte und Pflichten ver­
einbart, ohne selbst tarifgebunden zu sein.
3. Gegenstand der Prüfung, ob der Gleichbehandlungsgrundsatz 
verletzt wurde, sind einzelne Ansprüche oder Rechte eines Ar­
beitnehmers .
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3 AZR 446/94
2 (5) Sa 267/93 Schleswig-HolsteinIm Namen des Volkes!
Verkündet am 
25. April 1995 Urteil
Bittner,
Amtsinspektor
als Urkundsbeamter In Sachen
der Geschäftsstelle

pp.

hat der Dritte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 25. April 1995 durch den Vorsit­
zenden Richter Dr. Heither, die Richter Kremhelmer und 
Bepler sowie die ehrenamtlichen Richter Dr. Michels und 
Hofmann für Recht erkannt:
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1. Auf die Revision des Klägers wird das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Schleswig-Holstein 
vom 2. Februar 1994 - 2 (5) Sa 267/93 - aufge­
hoben .

2. Die Berufung der Beklagten gegen das Urteil 
des Arbeitsgerichts Elmshorn vom 11. Mai 1993 
- 3 a Ca 1607/92 - wird mit der folgenden Maß­
gabe zurückgewiesen:

Es wird festgestellt, daß die Beklagte ver­
pflichtet ist, dem Kläger ab Eintritt des 
Versorgungsfalles die Versorgungsleistungen 
zu verschaffen, die er erhalten würde, wenn 
er seit Beginn seines Beschäftigungsver­
hältnisses am 1. April 1969 bei der Versor­
gungsanstalt des Bundes und der Länder ver­
sichert gewesen wäre.

3. Die Beklagte hat die Kosten der Berufung und 
der Revision zu tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n

T a t b e s t a n d  :

Die Parteien streiten darüber, ob die Beklagte verpflichtet 
ist, an den Kläger bei Eintritt des Versorgungsfalles eine Be­
triebsrente entsprechend ihrer Satzung zu zahlen.

Die Beklagte ist eine Anstalt öffentlichen Rechts mit Sitz 
in Karlsruhe, bei der die Arbeitnehmer des Bundes und der Länder 
entsprechend den jeweiligen VersorgungstarifVerträgen mit dem 
Ziel versichert werden, ihnen eine Zusatzversorgung zu verschaf­
fen.
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In der Satzung der Beklagten heißt es u.a.:

" § 17
Rechtsstellung der nicht dem Vorstand 
angehörenden Verwaltungsangehörigen der 
Anstalt

Das Arbeitsverhältnis der nicht in § 16 genannten Bediensteten wird durch Arbeitsvertrag zwischen 
der Anstalt und dem Arbeitnehmer geregelt. Auf 
die Arbeitsverhältnisse der Arbeitnehmer sind das 
Tarifrecht des Bundes und die sonstigen für die 
Bediensteten des Bundes geltenden Regelungen 
(z.B. Erlasse zum Reisekosten-, Beihilfe- und 
Wohnungsfürsorgerecht usw.) entsprechend anzuwen­
den. Abweichungen vom Tarifrecht, deren Notwen­
digkeit sich mit Rücksicht auf die Aufgaben der 
Anstalt ergibt, bedürfen der Zustimmung der Auf­
sichtsbehörde ."

Mit den Mitarbeitern ihrer Verwaltung in Karlsruhe verein­
barte die nicht tarifgebundene Beklagte in den jeweiligen Ar­
beitsverträgen die Geltung des Tarifrechtes des Bundes, also für 
Arbeiter die des Manteltarifvertrages für Arbeiter des Bundes 
(MTB II) und für Angestellte die des Bundes-Angestelltentarifver- 
trages (BAT).

Die Beklagte ist Eigentümerin zahlreicher Liegenschaften, 
die über das Gebiet der alten Bundesländer verstreut sind. Sie 
beschäftigt zur Betreuung dieser Liegenschaften Hausmeister, dar­
unter seit dem 1. April 1969 den Kläger, der zur Betreuung von 
Grundstücken in S , T und E eingesetzt ist.
Grundlage der Beschäftigung des Klägers ist ein "Hausmeister- 
Dienstvertrag" vom 20. April/9. Mai 1978, in welchem die Geltung 
eines Tarifvertrages nicht vereinbart wird. Durch Urteil vom
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20. April 1990 (-4 a Ca 220/90 -) hat das Arbeitsgericht Elms­
horn festgestellt, daß zwischen den Parteien ein Arbeitsverhält­
nis besteht. Dieses Urteil ist nach Zurückweisung der hiergegen 
eingelegten Berufung rechtskräftig geworden.

Der Kläger hat den Standpunkt vertreten, nachdem nunmehr 
sein arbeitsrechtlicher Status geklärt sei, habe er auch einen 
Anspruch auf Zahlung einer Zusatzversorgungsrente wie ihn die üb­
rigen Arbeitnehmer der Beklagten erhielten. Aus § 17 der Satzung 
ergebe sich, daß der Kläger Anspruch auf Anwendung des Tarif- 
rechts des Bundes, in seinem Falle also des MTB II, habe, aus dem 
sich der Zusatzversorgungsanspruch ergebe. § 17 der Satzung gelte 
nicht nur für Verwaltungsangehörige der Beklagten in Karlsruhe, 
sondern für alle Arbeitnehmer der Beklagten bis auf die Vor­
standsmitglieder .

Der Kläger hat erstinstanzlich beantragt,

festzustellen, daß die Beklagte als Arbeitgeberin 
aufgrund des Arbeitsvertrages mit dem Kläger ver­
pflichtet war, für den Kläger seit Beginn seiner 
Tätigkeit in ihren Diensten im Jahre 1969 Umlage­
beiträge zur Zusatzversorgung (VBL) zu entrich­
ten,
hilfsweise:
festzustellen, daß die Beklagte verpflichtet ist, 
dem Kläger ab dem Eintritt des Versicherungsfal­
les eine Versorgungsrente in satzungsmäßiger Höhe 
zu zahlen,
weiter hilfsweise:
festzustellen, daß die Beklagte verpflichtet ist, 
dem Kläger eine Versorgungsrente in der Höhe zu 
zahlen, wie der Kläger sie erhalten würde, wenn
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die Beklagte für den Kläger seit Beginn seiner 
Tätigkeit in ihren Diensten im Jahre 1969 Umlage­
beiträge zur Zusatzversorgung (VBL) entrichtet 
hätte.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Sie hat 
den Standpunkt vertreten, der Kläger habe keinen tarifvertragli­
chen Anspruch auf eine Zusatzversorgung. § 17 der Satzung begrün­
de keinen Anspruch des Klägers, daß auf sein Arbeitsverhältnis 
das Tarifrecht des Bundes anzuwenden sei. Diese interne Vor­
schrift verpflichte die Beklagte lediglich, für die Verwaltungs­
angehörigen das Tarifrecht des Bundes zu vereinbaren. Verwal­
tungsangehörige seien nur die Arbeitnehmer, deren Tätigkeit in 
einem weiteren Sinne als "öffentliche Verwaltung" bezeichnet wer­
den könne. Das sei beim Kläger nicht der Fall.

Ein Anspruch des Klägers ergebe sich auch nicht in Anwendung 
des arbeitsrechtlichen Gleichbehandlungsgrundsatzes. Auch damit 
könne die Geltung des Manteltarifvertrages des Bundes nicht be­
gründet werden. Im übrigen habe der Kläger auf der Grundlage der 
getroffenen Vereinbarungen in der Vergangenheit eine höhere Ver­
gütung erhalten, als sie ihm bei Anwendung des Lohngruppenver­
zeichnisses zum MTB II zugestanden hätte.

Das Arbeitsgericht hat unter Zurückweisung der Klage im üb­
rigen festgestellt, daß die Beklagte verpflichtet ist, dem Kläger 
ab Eintritt des Versicherungsfalles eine Versorgungsrente in sat­
zungsgemäßer Höhe entsprechend der Satzung der Beklagten zu zah­
len. Auf die Berufung der Beklagten hat das Landesarbeitsgericht 
dieses Urteil durch die am 20. April 1994 zugestellte Entschei-
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dung abgeändert und die Klage abgewiesen. Mit seiner am 25. Mai 
1994 beim Bundesarbeitsgericht eingegangenen und mit einem Antrag 
auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand verbundenen Revision 
fordert der Kläger die Wiederherstellung des erstinstanzlichen 
Urteils. Durch Beschluß vom 30. August 1994 hat das Bundesar­
beitsgericht dem Kläger wegen der Versäumung der Revisionsfrist 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gewährt.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

Die Revision des Klägers ist begründet. Er hat nach dem ar­
beitsrechtlichen Gleichbehandlungsgrundsatz einen Anspruch auf 
Verschaffung einer Altersversorgung.

A. Die Klage ist zulässig.

I. Der Kläger will festgestellt wissen, daß die Beklagte, seine 
Arbeitgeberin, ihm eine Versorgungsleistung verschaffen muß. Nach 
dem Wortlaut des in der Revisionsinstanz zu entscheidenden Fest­
stellungsantrags verlangt der Kläger zwar nur, daß die Beklagte 
eine Versorgungsrente in satzungsmäßiger Höhe an den Kläger 
zahlt. Es kommt dem Kläger aber nicht darauf an, daß die Beklagte 
die satzungsgemäße Rente als Arbeitgeberin selbst zahlt. Wie sich 
aus der Klagebegründung ergibt und wie der Kläger in der mündli­
chen Verhandlung bestätigt hat, will er lediglich erreichen, daß 
die Beklagte ihm eine entsprechende Rente verschafft. Wie die Be­
klagte dies verwirklicht, ob durch Selbsteintritt, durch Aufnahme
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in den Kreis der Versicherten oder durch Fremdversicherung, ist 
für das Rechtsschutzziel des Klägers nicht wesentlich.

II. Mit diesem Inhalt ist der Feststellungsantrag hinreichend 
bestimmt (§ 253 Abs. 2 Nr. 2 ZPO). Der Zeitraum der Beschäftigung 
sowie die Art und der Umfang der Tätigkeit des Klägers, für die 
er Altersversorgung beansprucht, stehen fest.

III. Für den Feststellungsantrag besteht auch das nach § 256 ZPO 
erforderliche Feststellungsinteresse. Indem der Kläger fordert, 
die Beklagte müsse ihm Versorgungsansprüche verschaffen, macht er 
einen schon jetzt bestehenden Anspruch geltend. Dies ist ein ge­
genwärtiges Rechtsverhältnis. An dessen alsbaldiger gerichtlicher 
Feststellung besteht ein schützenswertes Interesse. Der Kläger 
muß wissen, in welchem Umfang er im Versorgungsfall mit zusätzli­
chen Versorgungsleistungen rechnen kann. Ihm ist nicht zuzumuten, 
mit einer Klärung bis zum Eintritt des Versorgungsfalles zu war­
ten.

B. Die Klage ist auch begründet. Entgegen der Auffassung des 
Landesarbeitsgerichts kann der Kläger verlangen, daß die Beklagte 
ihm im Versorgungsfall eine Zusatzversorgung entsprechend den 
Versorgungsbestimmungen der Satzung der Versorgungsanstalt des 
Bundes und der Länder verschafft.

I. Das Landesarbeitsgericht ist allerdings zu Recht davon aus­
gegangen, daß sich der Anspruch des Klägers weder aus dem Einzel­
arbeitsvertrag oder dem Tarifvertrag noch aus § 17 der Satzung 
der Beklagten herleiten läßt.

\.t
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1. Die Hausmeisterdienstverträge, welche die Beklagte mit dem 
Kläger in den Jahren 1969 und 1978 abgeschlossen hat, enthalten 
keine eigenständige Bestimmung über eine betriebliche Altersver­
sorgung. Sie nehmen auch nicht Bezug auf einen Tarifvertrag, der 
eine solche zusätzliche Leistung vorsieht.

2. § 44 MTB II, der eine Zusatzversorgung nach Maßgabe des Ta­
rifvertrages über die Versorgung der Arbeitnehmer des Bundes und 
der Länder sowie von Arbeitnehmern kommunaler Verwaltungen und 
Betriebe begründet, ist auch nicht unmittelbar kraft Tarifrechts 
anwendbar. Der Kläger fällt zwar in den persönlichen Geltungsbe­
reich dieses Tarifvertrages, weil er nach seiner Tätigkeitsbe­
schreibung in den Dienstverträgen und Dienstanweisungen im we­
sentlichen gewerbliche Tätigkeiten zu verrichten hat. Der Tarif­
vertrag findet jedoch gleichwohl keine Anwendung, weil die Be­
klagte nicht tarifgebunden ist.

3. § 44 MTB II ist auch nicht aufgrund der Bestimmung in § 17 
Satz 2 der Satzung der Beklagten auf das Arbeitsverhältnis der 
Parteien anwendbar. Diese Satzungsbestimmung enthält nur eine 
Handlungsanweisung ein die Organe der Beklagten, die Geltung der 
Tarifverträge des Bundes einzelvertraglich zu vereinbaren. Die 
arbeitsrechtlichen Beziehungen der Beklagten zu ihren Arbeitneh­
mern werden durch § 17 Satz 2 der Satzung nicht gestaltet.

Mit ihrer Satzung erläßt eine eigenständige, im Staat einge­
ordnete Einrichtung Regelungen ihrer eigenen Angelegenheiten im 
Rahmen der ihr verliehenen Autonomie für die ihr angehörigen oder
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unterworfenen Personen (Wolff/Bachof/Stöber, Verwaltungsrecht I, 
10. Aufl., § 25 Rz 46, m.w.N.). Es geht mithin um Bestimmungen 
zur Anstaltsverfassung und zur Anstaltsnutzung.

§ 17 Satz 2 der VBL-Satzung ist nach seiner systematischen 
Stellung und seinem Regelungsinhalt eine Bestimmung der Anstalts­
verfassung, nicht der Anstaltsnutzung. Ein Anstaltsnutzungsver­
hältnis entsteht mit einem Arbeitnehmer erst dann, wenn er 
Pflichtversicherter ist. Dies setzt nach § 26 Abs. 1 Buchst, d 
VBL-Satzung u.a. voraus, daß für den Arbeitnehmer eines an der 
Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder beteiligten Arbeit­
gebers aufgrund eines Tarifvertrages die Pflicht zur Versicherung 
besteht. § 17 Satz 2 der VBL-Satzung könnte damit allenfalls dazu 
führen, daß die arbeitsrechtlichen Voraussetzungen für die Ent­
stehung eines Anstaltsnutzungsverhältnisses bestehen. Eine Rege­
lung des Nutzungsverhältnisses selbst liegt darin nicht.

Als Teil der Anstaltsverfassung kann § 17 Satz 2 der VBL- 
Satzung die Rechtsbeziehungen der Anstalt zu ihren Arbeitnehmern 
nicht unmittelbar, also rechtsgestaltend, regeln. Die Arbeitneh­
mer sind nicht Teil der verfaßten Anstalt. Sie sind nicht deren 
Beteiligte (§ 19 der VBL-Satzung), sondern Dritte im Sinne der 
Satzung, die nicht normunterworfen sind. Damit scheidet auch die 
Annahme aus, mit der Satzungsbestimmung sei eine Regelung zugun­
sten Dritter beabsichtigt gewesen, die für die Arbeitnehmer un­
mittelbar rechtsbegründend wirken könnte (vgl. BAGE 25, 194 = AP 
Nr. 6 zu § 242 BGB Ruhegehalt-Unterstützungskassen). Als Regelung 
des Anstaltsverfassungsrechts kann § 17 Satz 2 der VBL-Satzung 
nur als Handlungsanweisung an die für die Beklagte handelnden
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Personen verstanden werden, die genannten tarifvertraglichen Re­
gelungen durch einzelvertragliche Inbezugnahme zum Gegenstand der 
Arbeitsverhältnisse zu machen (ebenso BAGE 66, 106 = AP Nr. 9 zu 
§ 611 BGB Lohnzuschläge).

II. Entgegen der Auffassung des Landesarbeitsgerichts steht dem 
Kläger die geltend gemachte Versorgungsanwartschaft aber nach dem 
arbeitsrechtlichen Gleichbehandlungsgrundsatz zu.

1. Im Recht der betrieblichen Altersversorgung ist der arbeits­
rechtliche Gleichbehandlungsgrundsatz eine selbständige An­
spruchsgrundlage (§ 1 Abs. 1 Satz 4 BetrAVG). Verstößt der Aus­
schluß eines Arbeitnehmers aus einem betrieblichen Versorgungs­
werk gegen diesen Grundsatz, muß der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer 
das Ruhegeld zahlen, das er einem vergleichbaren begünstigten Ar­
beitnehmer zahlt, wenn es keine andere Möglichkeit gibt, den Ver­
stoß zu beseitigen (BAGE 49, 346, 352 f. = AP Nr. 76 zu § 242 BGB 
Gleichbehandlung, zu II 1 der Gründe; Senatsurteile vom 12. No­
vember 1991 - 3 AZR 489/90 - AP Nr. 17 zu § 1 BetrAVG Gleichbe­
handlung; vom 22. November 1994 - 3 AZR 349/94 - zur Veröffent­
lichung vorgesehen).

2. Der arbeitsrechtliche Gleichbehandlungsgrundsatz ist ver­
letzt, wenn der Arbeitgeber einzelne Arbeitnehmer gegenüber ande­
ren Arbeitnehmern in vergleichbarer Lage sachfremd schlechter­
stellt. Bildet der Arbeitgeber Gruppen von begünstigten und be­
nachteiligten Arbeitnehmern, muß diese Gruppenbildung sachlichen 
Kriterien entsprechen (vgl. zuletzt Senatsurteil vom 22. November 
1994 - 3 AZR 349/94 - zur Veröffentlichung vorgesehen).
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Gegenstand der Prüfung, ob der Gleichbehandlungsgrundsatz 
verletzt wurde, sind einzelne Ansprüche oder Rechte eines Arbeit­
nehmers. Der Gleichbehandlungsgrundsatz will einer Ungleichbe­
handlung in der Sache selbst entgegenwirken. Die Antwort auf die 
Frage, ob Gleichbehandlung geboten ist, kann für verschiedene 
Rechte und Ansprüche verschieden ausfallen. Aus diesem Grund sagt 
die Anwendbarkeit eines Tarifvertrages noch nichts aus über die 
Besser- oder Schlechterstellung des Arbeitnehmers. Im Falle des 
Klägers kann es deshalb nur darum gehen, ob er zu Recht dadurch 
schlechtergestellt wurde, daß die Beklagte ihn aus dem Kreis der 
versorgungsberechtigten Arbeitnehmer ausgeschlossen hat. Es geht 
nicht um die Frage, ob die Beklagte verpflichtet war, mit ihm die 
Anwendbarkeit des MTB II zu vereinbaren.

Das schließt einen Gesamtvergleich der arbeitsrechtlichen. 
Bestimmungen, die für die einander gegenüberstehenden Arbeitneh­
mer gelten, nicht aus. Er kann ergeben, daß die Nichtbegünstigung 
in einem Punkt durch einen Vorteil in einem anderen Punkt ausge­
glichen wird, so daß die punktuelle Ungleichbehandlung nicht zu 
beanstanden ist. Ausgangspunkt für die Prüfung der Anwendung des 
Gleichbehandlungsgrundsatzes bleiben aber einzelne Rechte und An­
sprüche, bei denen eine Besser- oder Schlechterstellung festge­
stellt werden kann.

3. Der Kläger ist vergleichbar mit den in Karlsruhe beschäftig­
ten Pförtnern und Hausmeistern. Diese haben - über die Anwendbar­
keit des § 44 MTB II - einen Anspruch auf Verschaffung einer Al-
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tersversorgung. Nach § 3 Abs. 1 Buchst, k MTB II sind nur solche 
Hauswarte und Liegenschaftswarte aus dem Geltungsbereich des 
MTB II ausgeschlossen, die Liegenschaften nicht hauptberuflich 
wie der Kläger und die Hausmeister der Beklagten in Karlsruhe, 
sondern nebenberuflich betreuen (vgl. Scheuring/Steingen, Mantel- 
Tarifvertrag für die Arbeiter des Bundes, 2. Aufl., Stand:
1. November 1994, § 3 Rz 8).

a) Der Anwendbarkeit des arbeitsrechtlichen Gleichbehandlungs­
grundsatzes steht nicht entgegen, daß die Versorgungsansprüche 
der begünstigten Arbeitnehmer auf der Anwendung des BAT und des 
MTB II beruhen. Rechtsgrund für die Einräumung des Zusatzversor­
gungsanspruchs ist nicht eine tarifrechtliche Pflicht der Beklag­
ten, einen für sie geltenden Tarifvertrag anzuwenden, sondern 
deren freie Entscheidung als tarifungebundene Arbeitgeberin, mit 
ihren Arbeitnehmern arbeitsvertraglich die Geltung bestimmter Ta­
rifverträge zu vereinbaren, aus denen sich dann ein Anspruch auf 
Zusatzversorgung ergibt. Damit hat die Beklagte ihre betriebliche 
Gestaltungsaufgabe eigenständig wahrgenommen und unterliegt inso­
weit auch der Überprüfung anhand des arbeitsrechtlichen Gleichbe­
handlungsgrundsatzes .

b) Ein Vergleich des Kläges mit den Arbeitnehmern der Beklag­
ten, die einen Anspruch auf betriebliche Altersversorgung haben, 
ist schließlich auch nicht deshalb ausgeschlossen, weil die be­
günstigten Arbeitnehmer in der Verwaltung der Beklagten in Karls­
ruhe beschäftigt werden, während der Kläger in Schleswig-Holstein 
für die Beklagte tätig ist.
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Es bedarf in diesem Zusammenhang keiner Entscheidung der 
Streitfrage, ob der Arbeitgeber eine Pflicht zur Gleichbehandlung 
nur im Verhältnis zu den Arbeitnehmern desselben Betriebes hat, 
oder ob sich diese Pflicht bei einem Unternehmen mit mehreren Be­
trieben auf alle Unternehmensangehörigen Arbeitnehmer bezieht 
(vgl, hierzu Schaub, Arbeitsrechts-Handbuch, 7. Aufl., § 112 
II 1 c, mit Nachweisen aus der Rechtsprechung; MünchArbR/ 
Richardi, Bd. I, § 14 Rz 9, mit Literaturnachweisen). Der Kläger 
ist dem Betrieb der Beklagten in Karlsruhe zuzuordnen und hat 
deshalb einen Anspruch auf Gleichbehandlung mit den dort beschäf­
tigten Arbeitnehmern. Der Kläger übt mit der Betreuung des Anla­
gevermögens der Beklagten eine dem Betriebszweck der Verwaltung 
der Beklagten dienende Tätigkeit aus. Er ist auch trotz der räum­
lich weiten Entfernung von Karlsruhe in die Betriebsorganisation 
der Verwaltung eingebunden und bildet keinen eigenen Nebenbetrieb 
im Sinne von § 4 BetrVG. Die Zentrale der Beklagten in Karlsruhe 
hat den Arbeitsvertrag mit dem Kläger abgeschlossen und die zuge­
hörige Dienstanweisung erstellt. Zwar muß der Kläger nach den 
dort getroffenen Regelungen auch den Anweisungen der örtlichen 
Hausverwaltung Folge leisten. Dieser Umstand führt aber schon 
deshalb nicht zu der Bildung eines eigenständigen Nebenbetriebes 
in Schleswig-Holstein, weil es sich bei der von der Beklagten vor 
Ort eingesetzten Hausverwaltung nicht um deren eigene Einrichtung 
handelt. Als Hausverwalter wird für die Beklagte vielmehr ein 
selbständiger Gewerbetreibender im Rahmen eines freien Geschäfts­
besorgungsvertrages tätig, der nicht in die Unternehmensorganisa­
tion der Beklagten eingebunden ist.
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4. Für den Ausschluß des Klägers aus dem Kreis der Arbeitnehmer 
der Beklagten, die eine betriebliche Altersversorgung erhalten, 
gibt es keinen billigenswerten sachlichen Grund.

a) Als sachlicher Grund reicht eine mehr oder weniger große 
Nähe der einzelnen Beschäftigungsverhältnisse zur Erledigung der 
öffentlich-rechtlich begründeten Versorgungsaufgabe der Beklagten 
nicht aus. Die Beklagte hat ihren Arbeitnehmern unabhängig davon 
eine Zusatzversorgung eingeräumt, welche konkrete Tätigkeit sie 
auszuüben haben. Die funktionale Nähe der Tätigkeit zur öffent­
lich-rechtlichen Aufgabenerfüllung hat mithin keine Rolle ge­
spielt. Sie kann auch keine Rolle im Verhältnis zum Kläger spie­
len.

b) Auch besondere Bedingungen, unter denen der Kläger seine Tä­
tigkeit für die Beklagte zu verrichten hat, können es nicht sach­
lich rechtfertigen, den Kläger aus dem Kreis der von einer Zu­
satzversorgung begünstigten Arbeitnehmer herauszunehmen.

Zu Unrecht weist die Beklagte in diesem Zusammenhang darauf 
hin, der Kläger habe aufgrund der mit ihm getroffenen Vergütungs­
vereinbarung für seine Tätigkeit eine höhere laufende Vergütung 
erhalten, als sie ihm zugestanden hätte, wenn mit ihm die Geltung 
des MTB II und des Lohngruppenverzeichnisses hierzu vereinbart 
worden wäre.

Dieser Einwand knüpft an der unrichtigen Vorstellung an, der 
Versorgungsanspruch des Klägers hänge davon ab, ob in Anwendung
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des arbeitsrechtlichen Gleichbehandlungsgrundsatzes auf sein Ar­
beitsverhältnis der MTB II insgesamt angewendet werden müsse. Im 
Ergebnis ist der Beklagten allerdings zuzugeben, daß die Anwen­
dung des arbeitsrechtlichen Gleichbehandlungsgrundsatzes nicht 
dazu führen kann, daß ein Arbeitnehmer, auf dessen Arbeitsver- 
hältnis ein ansonsten allgemein zugrunde gelegtes Regelwerk keine 
Anwendung findet, sich nur die besonders günstigen Rechtspositio­
nen aus diesem Regelwerk zueigen macht. Dieser Gefahr ist durch 
einen Gesamtvergleich der einander gegenüberstehenden arbeits­
rechtlichen Vereinbarungen zu begegnen. Wird beispielsweise ein 
Arbeitnehmer aus der betrieblichen Altersversorgung ausgenommen, 
erhält er aber ein wesentlich höheres laufendes Arbeitsentgelt, 
kann dies im Einzelfall seine Schlechterbehandlung bei der be­
trieblichen Altersversorgung sachlich rechtfertigen.

Darauf, wie ein solcher Gesamtvergleich im einzelnen durch­
zuführen ist, kommt es im vorliegenden Zusammenhang nicht an. Die 
Entgeltunterschiede, auf welche die Beklagte sich beruft, sind 
gering. Die Beklagte errechnet für das Jahr 1980 eine "Brutto­
überzahlung" um 4,47 %, für das Jahr 1991 sogar nur um 2,1 %.
Eine solche Differenz bei der laufenden Vergütung kann es in kei­
nem Falle rechtfertigen, den Kläger von der betrieblichen Alters­
versorgung insgesamt auszuschließen. Hinzu kommt, daß die Beklag­
te für die geringfügig höhere Vergütung, die sie dem Kläger ge­
zahlt hat, nach dem Wortlaut des Dienstvertrages nicht nur eine 
Mitarbeitspflicht der Ehefrau des Klägers erreicht hat, sondern 
darüber hinaus dem Kläger auch Pflichten auferlegt hat, die an 
sich aufgrund seiner ArbeitnehmerStellung nicht bestanden. Die im
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Arbeitsvertrag vorgesehene Verpflichtung des Klägers, bei vor­
übergehender Verhinderung wegen Urlaub oder Krankheit selbst für 
eine geeignete Vertretung zu sorgen, steht im Widerspruch zu den 
zwingenden Vorschriften des Urlaubs- und Lohnfortzahlungsrechts.

Auch sonstige Besonderheiten in der Tätigkeit des Klägers 
rechtfertigen dessen Schlechterbehandlung bei der betrieblichen 
Altersversorgung gegenüber den Arbeitnehmern in Karlsruhe, insbe­
sondere den dort beschäftigten Hausmeistern, nicht. Was die ei­
gentliche Arbeitsleistung angeht, hat der Kläger nichts anderes 
zu tun als die in Karlsruhe beschäftigten Hausmeister. Unter­
schiede ergeben sich allenfalls dadurch, daß der Kläger seine 
Hausmeistertätigkeit in verschiedenen Objekten der Beklagten 
durchführen muß, und daß er dabei in geringerem Umfang als die 
Hausmeister in Karlsruhe überprüft werden kann, und daß er bei 
der Einteilung seiner Arbeitszeit freier ist. Die Behauptung der 
Beklagten, sie könne vom Kläger keine Überstunden verlangen, er­
scheint rechtlich zweifelhaft. Jedenfalls können die von der Be­
klagten angesprochenen Besonderheiten des Arbeitsverhältnisses 
den Ausschluß des Klägers von Versorgungsansprüchen nicht recht- 
fertigen. Da der Kläger ebenso wie die in Karlsruhe beschäftigten 
Hausmeister seine Tätigkeit hauptberuflich, also vollschichtig zu 
erledigen hat, sind keine Gesichtspunkte dafür erkennbar, warum 
ihm hierfür das besondere Arbeitsentgelt in Form der betriebli­
chen Altersversorgung ausnahmsweise sollte vorenthalten werden 
können.
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c) Schließlich können es auch die besonderen Liquiditätsbedürf­
nisse der der Versicherungsaufsicht unterliegenden Beklagten 
nicht sachlich rechtfertigen, den Kläger aus dem Kreis der Ar­
beitnehmer mit einer Versorgungsanwartschaft herauszunehmen.

Die in diesem Zusammenhang von der Beklagten und im Anschluß 
daran vom Landesarbeitsgericht angestellten Überlegungen sind 
schon insoweit zweifelhaft, wie sie an § 54 Abs. 1 VAG anknüpfen: 
In dieser Vorschrift heißt es, das Vermögen eines Versicherungs­
unternehmens sei so anzulegen, daß eine möglichst große Sicher­
heit und Rentabilität bei jederzeitiger Liquidität der Versiche­
rungsunternehmung und Wahrung angemessener Mischung und Streuung 
erreicht werde. Dies bedeutet aber nicht, daß das in Immobilien 
angelegte Grundvermögen jederzeit liquidierbar sein muß. Wie das 
Rundschreiben des Bundesaufsichtsamtes für das Versicherungswesen 
R 2/75, Ziff. 4 (zitiert nach Prölss/Schmidt, VAG, 10. Aufl., vor 
§ 54 Rz 9), deutlich macht, geht es vielmehr darum, daß der Ge­
samtbestand der Vermögensanlagen so zusammengesetzt sein muß, daß 
zu jeder Zeit ein betriebsnotwendiger Betrag an liquiden oder 
ohne Schwierigkeiten liquidierbaren Anlagen vorhanden ist. Es 
müssen deshalb zum Gesamtvermögen eines der Versicherungsaufsicht 
unterliegenden Unternehmens so viele Wertpapiere und wertpapier­
ähnliche Rechte gehören, daß mit ihnen eine überraschend hohe 
Abforderung von Versicherungsleistungen finanziert werden kann.
Es ändert aber nichts daran, daß Grundvermögen auch in der Hand 
eines Versicherungsunternehmens grundsätzlich zum längerfristig 
angelegten Vermögen gehört, das nicht jederzeit liquidierbar ist. 
Wäre es anders, bedürfte es der Mischungs- und Streuungsanordnung
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Auch soweit die Beklagte für sich aufgrund ihrer besonderen 
Versicherungsentwicklung das Problem sieht, sich immer stärker 
von Immobilien trennen zu müssen, kann dies die Herausnahme des 
Klägers aus der betrieblichen Altersversorgung nicht sachlich 
rechtfertigen. Dieser Umstand kann zu einer Gefährdung des Ar­
beitsplatzes des Klägers führen. Es ist aber nicht erkennbar, 
warum diese aktuelle Entwicklung bei der Beklagten es rechtferti­
gen sollte, den seit 26 Jahren für die Beklagte als Hausmeister 
tätigen Kläger aus der betrieblichen Zusatzversorgung auszuneh­
men.

5. Die Beklagte muß den Kläger ebenso stellen, wie er stünde, 
wenn die Beklagte ihn wie die übrigen in Karlsruhe beschäftigten 
Arbeitnehmer versichert hätte. Soweit ihr dies aufgrund der Ver­
sorgungsbestimmungen ihrer Satzung nicht mehr möglich sein soll­
te, muß sie dem Kläger eine der Satzung entsprechende Versorgung 
auf anderem Wege, gegebenfalls auch durch Selbsteintritt, ver­
schaffen. Insoweit handelt es sich um einen aus dem arbeitsrecht­
lichen Gleichbehandlungsgrundsatz fließenden Erfüllungsanspruch. 
Die Verpflichtung, eine Zusatzversorgung zu verschaffen, umfaßt 
nicht notwendig auch den Versorgungsweg (Senatsurteil vom 7. März 
1995 - 3 AZR 499/94 - zur Veröffentlichung in der Amtlichen Samm­
lung vorgesehen). Mit einer dementsprechenden Klarstellung war 
auf die Revision des Klägers das erstinstanzliche Urteil 
wiederherzustellen.

Dr. Heither Kremhelmer Bepler
Michels 0. Hofmann
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